Deutscher Bundestag 
9. Wahlperiode 


Drucksache 9/2038 


18. 10. 82 


Sachgebiet 2172 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Errichtung einer Stiftung „Hiifswerk für behinderte Kinder“ 


A. Zielsetzung 

Der Gesetzentwurf sieht vor 

1. eine Anhebung der Renten wegen Contergan-Schadensfäl- 
len um 11 V. H. mit Wirkung vom 1. Januar 1982; 

2. die Einführung einer Ausschlußfrist für die Anmeldung 
neuer Ansprüche. 


B. Lösung 

Die Rentenerhöhung wird aus dem vorhandenen Stiftungska- 
pital vorfinanziert. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die durch das Gesetz entstehenden Mehrkosten betragen jähr- 
lich etwa 1,9 Mio. DM. Sie werden durch die Zinserträge und 
das Stiftungskapital gedeckt. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (32) - 231 00 - Hi 5/82 


Bonn, den 15. Oktober 1982 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf ei- 
nes Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer Stif- 
tung „Hilfswerk für behinderte Kinder“ mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 515. Sitzung am 8. Oktober 1982 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen zu erheben. 


Kohl 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung einer Stiftung „Hiifswerk für behinderte Kinder“ 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder“ vom 17. Dezem- 
ber 1971 (BGBL I S. 2018), zuletzt geändert durch Ge- 
setz vom 31. Januar 1980 (BGBL I S. 111), wird wie 
folgt geändert: 

1. In §14 Abs. 2 werden die Zahl „141” durch die 
Zahl „156“ und die Zahl „635“ durch die Zahl „704“ 
ersetzt. 

2. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

Leistungsberechtigte 

Leistungen wegen Fehlbildungen, die mit der 
Einnahme thalidomid-haltiger Präparate der 
Firma Chemie Grünenthal GmbH in Stolberg 
durch die Mutter während der Schwangerschaft 
in Verbindung gebracht werden können, werden 
gewährt 

1. an die Behinderten, die bei Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes leben, und nach Maßgabe des 
§ 14 Abs. 5 Satz 2 an deren Erben, 

2. an die Eltern der bei Inkrafttreten des Geset- 
zes verstorbenen Behinderten, 

wenn die Leistungen bis zum 31. Dezember 1983 
bei der Stiftung geltend gemacht worden sind.“ 

3. § 25 erhält folgende Fassung: 


»§ 25 

Finanzielle Ausstattung 

Für Maßnahmen nach diesem Teil des Geset- 
zes sind zu verwenden 

1. die auf 100 Millionen Deutsche Mark des Stif- 
tungsvermögens (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) entfallen- 
den Erträgnisse, 

2. Zuwendungen von dritter Seite (§ 4 Abs. 2), so- 
weit nicht der Zuwendende etwas anderes be- 
stimmt.“ 

4. § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

Vergabeplan 

Der Stiftungsrat stellt mit Zustimmung des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit jeweils für ein Geschäftsjahr einen 
Plan auf, der den Finanzrahmen für die Förde- 
rung und grundsätzliche Förderungsprioritäten 
festlegt. Über die Ausführung des Planes im Ein- 
zelfall beschließt der Stiftungsrat.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1982 in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am er- 
sten Tage des auf die Verkündung folgenden Kalen- 
dermonats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Auf der Grundlage des Urteils des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 8. Juli 1976 (BVerfGE 42, 263) ist 
der Gesetzgeber verpflichtet, darüber zu wachen, 
daß die Leistungen der Stiftung „Hilfswerk für be- 
hinderte Kinder“ an Contergan-Geschädigte auch in 
Zukunft der vom Staat übernommenen Verantwor- 
tung gerecht werden. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 193. Sitzung 
am 13. Dezember 1979 zu dem von ihm verabschiede- 
ten Zweiten Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk für behin- 
derte Kinder“ einen Entschließungsantrag ange- 
nommen, in welchem die Bundesregierung ersucht 
wird, 

„in Abständen von zwei Jahren zu prüfen, ob eine 
weitere Anhebung der Renten wegen Contergan- 
Schadensfällen erforderlich ist“. 

Die durchgeführte Prüfung hat ergeben, daß die Le- 
benshaltungskosten für alle privaten Haushalte in 
der Zeit vom 1. Januar 1980 bis 31. Dezember 1981 
um 11,5 V. H. gestiegen sind. 

Eine Erhöhung der Renten nach Teil II des Stif- 
tungsgesetzes um 11 V. H. wird daher für erforder- 
lich und vertretbar gehalten. 


B. Zu den Bestimmungen im einzelnen 


Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Bei der vorgesehenen linearen Erhöhung der Ren- 
ten um 11 V. H. ergeben sich die angegebenen neuen 
Eckwerte. 

Zu Nummer 2 

Durch die Aufnahme einer Ausschlußfrist soll er- 
reichtwerden, daß Anträge nach Teil II des Gesetzes 
nur noch berücksichtigt werden, wenn sie bis zum 
31. Dezember 1983 bei der Stiftung eingehen. Die 
Stiftung soll damit in die Lage versetzt werden, sich 
in angemessener Zeit einen Überblick über die ange- 
meldeten Ansprüche zu verschaffen. Den Betroffe- 
nen ist zuzumuten, ihre Ansprüche binnen der ge- 
setzten Ausschlußfrist anzumelden, nachdem seit 
der Verkündung des Gesetzes inzwischen mehr als 
zehn Jahre vergangen sind und den Betroffenen dar- 
über hinaus noch eine Übergangszeit bis Ende 1983 


eingeräumt wird, so daß sie insgesamt zwölf Jahre 
Zeit hatten, ihre Ansprüche geltend zu machen. 

Zu Nummer 3 

Die Neufassung des § 25 dient lediglich der Klarstel- 
lung entsprechend einer Anregung des Bundesrech- 
nungshofes, da die bisherige Gesetzesfassung Anlaß 
zu Zweifeln gegeben hat. 

Nach allgemeinem Stiftungsrecht ist Aufgabe einer 
Stiftung, einen bestimmten Stiftungszweck mit 
Hilfe eines bestimmten Vermögens dauernd zu för- 
dern. 

Damit dieses Vermögen auf Dauer dem Stiftungs- 
zweck dienen kann, darf es grundsätzlich in seiner 
Substanz nicht angetastet werden. Für Förderungs- 
maßnahmen dürfen demnach grundsätzlich nur die 
Erträgnisse aus dem Vermögen verwendet werden. 
An diesen Grundsätzen haben sich die Förderungs- 
maßnahmen der Stiftung bereits in der Vergangen- 
heit ausgerichtet. 

Zu Nummer 4 

Die Neufassung des § 27 dient der Klarstellung und 
entspricht der bisherigen Praxis. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klau- 
sel. 


Zu Artikel 3 

Es ist vorgesehen, die Anhebung der Renten rück- 
wirkend zum 1. Januar 1982 vorzunehmen, um den 
Leistungsberechtigten einen angemessenen Aus- 
gleich für die bis zum 31. Dezember 1981 gestiegenen 
Lebenshaltungskosten zu gewähren. 


C. Kosten des Gesetzes 

Die vorgesehene Rentenerhöhung wird auf der 
Grundlage der Zahlungen im Jahre 1981 etwa 
1,9 Mio. DM ausmachen. Die erforderlichen Mittel 
stehen aus den Zinserträgen und dem Stiftungskapi- 
tal zur Verfügung. Eine nennenswerte Zunahme der 
Konsumnachfrage aufgrund der vorgesehenen Ren- 
tenanhebung ist wegen des relativ kleinen Kreises 
der Betroffenen nicht zu erwarten. Mit Auswirkun- 
gen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, beson- 
ders auf das Verbraucherpreisniveau, ist daher nicht 
zu rechnen. 
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